
 
 
 
 
 

Einrichtung der Zentralen Schlichtungsstelle Person alzuordnung 
 

Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums 
 

Vom 23. Mai 2006 – IV PeM 2000-1/05 
 
 
 
 
 

1 Bildung der Zentralen Schlichtungsstelle Personal zuordnung 
 
1.1 Im Finanzministerium wird bei dem zentralen Personalmanagement (PeM) die Zentra-

le Schlichtungsstelle Personalzuordnung (ZeSPo) gebildet. 
 
1.2 Die ZeSPo nimmt die ihr obliegenden Aufgaben durch Ausschüsse wahr, denen die 

eingehenden Anträge grundsätzlich in der Reihenfolge ihres Eingangs zugewiesen 
werden. Abweichende Zuständigkeiten können durch Geschäftsordnung abstrakt ge-
regelt werden, um zum Beispiel gleichgelagerte Fälle zusammengefasst beraten zu 
können. Die Zahl der Ausschüsse wird durch das PeM in Abstimmung mit den Vorsit-
zenden der Ausschüsse der ZeSPo bestimmt. 

 
1.3 Die Vorsitzenden der Ausschüsse der ZeSPo verständigen sich auf die Geschäfts-

ordnung.  
 
1.4 Für die ZeSPo wird eine Geschäftsstelle beim Finanzministerium eingerichtet. Die 

Anschrift lautet: 
 

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern 
ZeSPo 

- Geschäftsstelle – 
19048 Schwerin 

Fax: (0385) 588-4590 
E-Mail: zespo@fm.mv-regierung.de 

 
 
2 Aufgaben 
 
2.1 Die ZeSPo spricht Empfehlungen aus bei Zweifelsfragen über die Zuordnung von 

Beschäftigten zum Kernbereich oder zum Überhang im Rahmen der Umsetzung des 
Personalkonzeptes 2004 (Zuordnungsempfehlung). 

 
2.2 Die ZeSPo trifft außerdem die Entscheidung darüber, ob die Zuordnung eines Be-

schäftigten zum Überhang aufgrund von besonders außergewöhnlichen Umständen 
des Einzelfalls eine unbillige Härte darstellt und deshalb unterbleiben soll (Härtefall-
entscheidung). 
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3 Zusammensetzung 
 
3.1 Die ZeSPo besteht aus der erforderlichen Zahl von Mitgliedern, die zur einen Hälfte 

vom PeM unter Einbeziehung der obersten Dienstbehörden und zur anderen Hälfte 
vom PeM nach Benennung durch die Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte und 
die Arbeitsgemeinschaft der Personalräte der obersten Landesbehörden bestellt wer-
den, sowie aus der erforderlichen Zahl von unparteiischen Vorsitzenden.  

 
3.2 Die Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und das Finanzministerium verständi-

gen sich auf die Vorsitzenden der Ausschüsse. Die Vorsitzenden vertreten sich un-
tereinander nach den Regelungen der Geschäftsordnung. 

 
3.3 Jeder Ausschuss der ZeSPo wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und je 

drei Mitgliedern der Arbeitnehmer- sowie der Arbeitgeberseite tätig. Die Mitglieder der 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite sollen zu den Sitzungen nach der Reihenfolge 
einer Liste herangezogen werden, auf die sich die Vorsitzenden verständigen. Dabei 
muss jeweils ein Mitglied der Arbeitnehmer- sowie der Arbeitgeberseite aus dem be-
troffenen Geschäftsbereich stammen. Die anrufende Interessenvertretung und die be-
troffene Dienststelle haben das Recht, je ein Mitglied aus der Liste vorab zu bestim-
men. 

 
 
4 Rechtsstellung der Mitglieder 
 
4.1 Die Mitglieder der ZeSPo üben ihr Amt unabhängig und frei von Weisungen aus. Ihre 

Amtszeit endet am 31. Dezember 2009. 
 
4.2 Die Tätigkeit in der ZeSPo gehört für Beschäftigte der Landesverwaltung zum Dienst-

geschäft. Hinsichtlich der erforderlichen Freistellung der von den Personalvertretun-
gen benannten Mitglieder gelten § 38 Abs. 1 und 2 des Personalvertretungsgesetzes 
Mecklenburg-Vorpommern sinngemäß.  

 
 
5 Anrufung der ZeSPo 
 
5.1 Das Recht, die ZeSPo anzurufen, haben bei Beschäftigten der obersten Landesbe-

hörden der zuständige Personalrat, die zuständige Gleichstellungsbeauftragte und die 
zuständige Schwerbehindertenvertretung, soweit deren Belange berührt sind. Bei Be-
schäftigten der sonstigen vom Personalkonzept 2004 betroffenen Landesdienststellen 
sowie der Landesforstanstalt steht dieses Recht nur dem zuständigen Hauptpersonal-
rat, der Arbeitsgemeinschaft der Gleichstellungsbeauftragten der Landesverwaltung 
und der zuständigen Hauptschwerbehindertenvertretung, soweit deren Belange be-
rührt sind, zu. Besteht kein Hauptpersonalrat bzw. keine Hauptschwerbehindertenver-
tretung, ist der Gesamtpersonalrat bzw. die Gesamtschwerbehindertenvertretung zu-
ständig. Besteht auch kein Gesamtpersonalrat bzw. keine Gesamtschwerbehinder-
tenvertretung, ist der Personalrat bzw. die Schwerbehindertenvertretung zuständig. 
 

5.2 Eine Anrufung kann nur innerhalb eines Monats erfolgen, nachdem dem Beschäftig-
ten die Zuordnungsentscheidung bekannt gegeben worden ist.  

 
5.3 Sofern eine Zuordnungsentscheidung einem Beschäftigten vor In-Kraft-Treten dieser 

Verwaltungsvorschrift bekannt gegeben worden ist, beginnt die Anrufungsfrist nach 
Nummer 5.2 mit dem Tage, an dem diese Verwaltungsvorschrift in Kraft tritt. 
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5.4 Die Anrufung erfolgt durch schriftlichen Antrag; er ist bei der Geschäftsstelle der 
ZeSPo einzureichen. Der zugrunde liegende Sachverhalt und die Gründe für die An-
rufung sind in dem Antrag darzulegen. 

 
5.5 Wird der Antrag von einer Stelle eingereicht, die nicht nach Nummer 5.1 zur Anrufung 

berechtigt ist, oder werden die Bestimmungen über Form (Nummer 5.4) oder Frist 
(Nummer 5.2) des Antrages nicht eingehalten, stellt der zuständige Vorsitzende die 
Unzulässigkeit des Antrages schriftlich gegenüber dem Antragsteller fest. Hat der An-
tragsteller die Frist ohne Verschulden versäumt, so gewährt ihm der zuständige Vor-
sitzende auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Der Antrag ist innerhalb 
von einer Woche nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. 

 
5.6 Die Geschäftsstelle fordert die betroffene Dienststelle unverzüglich zur Stellungnah-

me auf. Die Frist zur Stellungsnahme beträgt zehn Arbeitstage. Geht die Stellung-
nahme innerhalb dieser Frist nicht bei der Geschäftsstelle ein, kann der Ausschuss 
ohne weitere Erörterung die Empfehlung aussprechen, die Zuordnung zum Überhang 
aufzuheben. 

 
5.7 Die Anrufung der ZeSPo bewirkt, dass der Beschäftigte bis zum Abschluss des 

Verfahrens nicht wirksam dem Überhang zugeordnet ist. 
 
 
6 Verfahrensgrundsätze 
 
6.1 Die Beratungen sind nicht öffentlich; Vertreter des PeM haben ein Recht auf Anwe-

senheit als Zuhörer bei den Erörterungen. 
 
6.2 Ein Ausschuss ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend sind. 
 
6.3 Verfahrensbeteiligte sind die anrufende Interessenvertretung und die betroffene 

Dienststelle. Ihnen ist Gelegenheit zum mündlichen Vortrag zu geben. Im Einverneh-
men mit den Beteiligten kann hiervon abgesehen werden. 

 
6.4 Die Mitglieder der Ausschüsse beraten den Sachverhalt grundsätzlich auf der Grund-

lage der von den Beteiligten vorgelegten Unterlagen sowie des mündlichen Vortrags 
der Beteiligten. Die Betroffenen können persönlich angehört werden. Zu den Erörte-
rungen ist auf Antrag der von den Personalvertretungen benannten Mitglieder eine 
sachkundige Person hinzuzuziehen; hierzu zählt ein Vertreter der Gewerkschaften. 
Die ZeSPo hat ein Recht auf Akteneinsicht. Personalakten dürfen nur mit Zustim-
mung des betroffenen Beschäftigten eingesehen werden. 

 
 
7 Beschlussfassung bei Zuordnungsempfehlungen 
 
7.1 Zuordnungsempfehlungen gemäß Nummer 2.1 trifft die ZeSPo mit Stimmenmehrheit. 

Stimmenthaltungen bleiben bei der Ermittlung der Mehrheit außer Betracht. Die Emp-
fehlung soll innerhalb eines Monats nach Anrufung der ZeSPo ausgesprochen wer-
den. Sie ist schriftlich abzufassen. Die wesentlichen Gründe für die Empfehlung sind 
schriftlich darzulegen und den Beteiligten, der zuständigen obersten Dienstbehörde 
sowie dem PeM unverzüglich zu übersenden. 

 
7.2 Von der Empfehlung der ZeSPo nach Nummer 7.1 kann der zuständige Minister nach 

Anhörung des Vorsitzenden des zuständigen Ausschusses der ZeSPo innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe der Empfehlung an die zuständige oberste Dienstbe-
hörde abweichen. Die Entscheidung, von der Empfehlung der ZeSPo abzuweichen, 
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ist dabei substantiiert und schriftlich zu begründen und den Beteiligten sowie dem 
PeM bekannt zu geben.  

 
 
8 Beschlussfassung bei Härtefallentscheidungen 
 

Die Feststellung einer unbilligen Härte gemäß Nummer 2.2 kann nicht gegen das Vo-
tum einer Seite erfolgen. Votiert eine Seite gegen die Feststellung einer unbilligen 
Härte, ist der zugrunde liegende Antrag der Interessenvertretung abgelehnt. Der Be-
schluss soll innerhalb eines Monats nach Anrufung der ZeSPo ergehen. Er ist schrift-
lich abzufassen und den Beteiligten, der zuständigen obersten Dienstbehörde sowie 
dem PeM unverzüglich zu übersenden. Die Feststellung einer unbilligen Härte erfolgt 
durch die ZeSPo abschließend; sie hat zur Folge, dass eine Zuordnung zum Über-
hang unterbleiben soll.  
 
 

9 Kosten 
 
9.1 Die notwendigen Kosten, die einem Mitglied der ZeSPo durch seine Tätigkeit entste-

hen, trägt die Dienststelle, bei der das Mitglied beschäftigt ist. 
 
9.2 Vorsitzende der Ausschüsse der ZeSPo erhalten für  jede Sitzung eine Entschädi-

gungspauschale von 100 Euro oder die Erstattung der Auslagen; die Reisekosten 
werden nach dem Landesreisekostengesetz erstattet. Die Kosten trägt das Finanzmi-
nisterium. 

 
9.3 Auslagen von sachkundigen Personen im Sinne der Nummer 6.3 werden nicht erstat-

tet. 
 
9.4 Für die Beratungen und die laufende Geschäftsführung stellt das Finanzministerium 

im erforderlichen Umfang Räume und Büropersonal zur Verfügung. 
 
 
10 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 
 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft und am 
31. Dezember 2009 außer Kraft. 
 

 
 


